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Arbeitnehmerbesteuerung/ Sozialversicherung

FG Sachsen-Anhalt: Unentgeltliche oder verbilligte
Dienstwagengestellung mit Fahrer in der 6ffentlichen
Verwaltung ist Arbeitslohn

Werden einem Arbeitnehmer im Rahmen seines Dienstverhaltnisses unentgeltlich ein
Fahrzeug sowie ein Fahrer flr private Fahrten gestellt, sind diese Nutzungsvorteile gem. § 8
Abs. 2 Satz 3 EStG als Arbeitslohn zu erfassen.

Sachverhalt

Bei dem Klager handelt es sich um einen Landkreis, der seinem Landrat ein Dienstfahrzeug
mit Fahrer zur Verflugung gestellt hat, welches auch fir Fahrten zwischen Wohnung und
Arbeitsstatte benutzt werden durfte. Das Finanzamt ermittelte den Nutzungsvorteil fir die
tatsachlich durchgefiihrten Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstatte mittels der sog.
0,03%-Zuschlagsregelung (8 8 Abs. 2 Satz 2 EStG) und brachte fir die unentgeltliche
Fahrergestellung gem. R 31 Abs. 10 (LStR 2001-2004) einen Zuschlag von 50 % in Ansatz.
Die Klage galt der Deklaration der Fahrten und Fahrergestellung als Arbeitslohn und der
sich aus der Erhéhung der Lohnsteuer resultierenden Haftungsinanspruchnahme des
Klagers.

Entscheidung

Die Klage wurde abgewiesen.

Das FG bestatigt die Auffassung des Finanzamts, dass es sich bei der unentgeltlichen
Nutzung des zur Verflgung gestellten Fahrzeugs fur Fahrten zwischen Wohnung und
Arbeitsstatte nach 8 8 Abs. 1i.V.m. § 8 Abs. 2 Satz 3 und 8 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG um
Arbeitslohn handelt. Zum Arbeitslohn i.S.d. § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1i.V.m. 8 8 Abs. 1 EStG
gehoren alle geldwerten Vorteile, die fir eine Beschaftigung im &ffentlichen oder privaten
Dienst gewahrt werden, mithin auch die unentgeltliche oder verbilligte Uberlassung eines
Dienstwagens fur die Privatnutzung. Nach § 8 Abs. 2 Satz 2 EStG muss es sich bei dem
unentgeltlich zur Verfigung gestellten Fahrzeug um ein ,betriebliches” Fahrzeug handeln.
Der Klager wendete zwar ein, dass es sich im Streitfall um ein dem hoheitlichen Bereich
zugeordneten Fahrzeug handelte und die Voraussetzung des Satzes 2 nicht erfullt seien,
jedoch steht dieser Umstand der Anwendbarkeit der 0,03%-Zuschlagsregelung i.S.v. 8 8 Abs.
2 Satz 3 EStG zur Ermittlung des Nutzungsvorteils nicht entgegen. Denn nach herrschender
Meinung (Birk/Kister, in HHR, § 8 EStG, Rn. 80 m.w.N.) handelt es sich bei dem Wort
Lbetrieblich” um ein Redaktionsversehen im Gesetzgebungsverfahren, so dass ,betrieblich”
im vorliegenden Zusammenhang nicht im Sinne eines einschrankenden
Tatbestandmerkmals zu verstehen ist, sondern als ein im Rahmen eines Arbeitnehmer-
Dienstverhaltnis Uberlassenes Fahrzeug.

Die Berucksichtigung der vom Arbeitgeber unentgeltlichen Gestellung eines Fahrers als
Einnahmen durch das Finanzamt ist nach Ansicht des FG ebenfalls rechtmaRig. Nach
bisheriger Rechtsprechung des BFH gelten fir die Gestellung eines Fahrers die gleichen
Grundsatze, die fiir die kostenlose Gestellung eines Kraftfahrzeugs gelten und zu einem
lohnsteuerrechtlich erheblichen Vorteil fihren (vgl. BFH v. 27.09.1996, VI R 84/05, BStBI 11
1997, S. 147). Zwar aulRert der BFH in seinem Urteil v. 22.09.2010 (VI R 54) insofern Zweifel
an seiner bisherigen Rechtsprechung, als die arbeitgeberseitige Fahrergestellung statt eines
lohnsteuerrechtlich erheblichen Vorteils vielmehr eine Arbeitsbedingung darstellen kénnte,
die grundsatzlich wie andere PersonalUberlassungen des Arbeitgebers fir Zwecke der
Berufsaustubung des Arbeitnehmers zu behandeln ware. Diese Zweifel teilt das FG jedoch
nicht, so dass es sich bei der unentgeltlichen Uberlassung des Fahrers um einen geldwerten
Vorteil i.S.d. 88 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 8 Abs. 2 EStG handelt. Wenngleich der Arbeitnehmer
durch den Fahrer wahrend der Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstatte
Dienstgeschafte erledigen kann, ergibt sich fur ihn ein Nutzungsvorteil, da er die Dauer
seines Aufenthalts an der regelmaf3igen Arbeitsstatte verkirzen und die ihm fur
nichtberufliche Zwecke zur Verfugung stehende Zeitspanne vergréRern kann. Der Ansatz
des Nutzungsvorteils aus der Gestellung eines Fahrers i.H.v. 50 % des Zuschlag nach § 8 Abs.



2 Satz 3 EStG (R 31 Abs. 10 Nr. 1 LStR 2001-2004) ist trotz geringer Sachndhe somit

zutreffend.

Folglich ist der Klager gem. 8 42d Abs. 1 Nr. 1 EStG fur die sich ergebenden
Lohnsteuerbetrage in Haftung zu nehmen.

Betroffene Norm

819 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG, 8 8 Abs. 1, 8 8 Abs. 2 Satz 3, 8 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2, 8§ 42d Abs. 1
Nr. 1; R 31 Abs. 10 LStR 2001-2004 (jetzt R 8.1 Abs. 10 LStR 2011)

Anmerkungen

Gegen das Urteil des FG Sachsen-Anhalt wurde Revision beim BFH eingelegt (VI R 45/11). Die
Revision wurde jedoch vom BFH mit Beschluss vom 09.02.2012,VI R 45/11, n. v, wegen
verspatetee Begrindung als unzulassig verworfen.

Das FG hat am 19.04.2011 zudem ein weiteres, inhaltlich dhnliches Urteil erlassen. Uber die
dagegen eingelegte Revision hat der BFH mit Urteil vom 15.05.2013, VI R 44/11, entschieden

Fundstelle

Finanzgericht Sachsen-Anhalt, Urteil vom 19.04.2011, 4 K 1831/05, DB0464332 (Revision,
BFH VI R 45/11, wurde als unzulassig verworfen)

www.deloitte-tax-news.de

Diese Mandanteninformation enthalt ausschlief3lich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umstanden eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
far wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine personliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stltzen,
handelt dieser ausschlie3lich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH Ubernimmt keinerlei Garantie oder
Gewabhrleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise fur den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine personliche Beratung
einzuholen.

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.


http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau.py?Gericht=bfh&Art=en&nr=28458
http://www.fg.sachsen-anhalt.de/wir-ueber-uns/finanzgericht/

	FG Sachsen-Anhalt: Unentgeltliche oder verbilligte Dienstwagengestellung mit Fahrer in der öffentlichen Verwaltung ist Arbeitslohn
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Betroffene Norm
	Anmerkungen
	Fundstelle


